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§ 1
Zweck des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist die Fest-
legung eines notwendigen Beitrags des 
Landes Hessen zur Begrenzung des An-
stiegs der globalen Durchschnittstemperatur 
auf deutlich unter 2 Grad Celsius, möglichst  
1,5 Grad Celsius, gegenüber dem vorindust-
riellen Niveau. Durch diese Festlegung sollen 
die sozialen, ökologischen, gesundheitlichen 
und ökonomischen Auswirkungen des welt-
weiten Klimawandels so gering wie möglich 
gehalten werden.

(2) Weiterer Zweck dieses Gesetzes ist es, 
dazu beizutragen, die nicht zu vermeidenden 
Folgen des Klimawandels abzumildern und 
insbesondere Anpassungsmaßnahmen zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit, der bio-
logischen Vielfalt, der Gewässer, des Bodens, 
der natürlichen Umwelt, des kulturellen Erbes, 
der Infrastruktur und sonstiger Sachgüter zu 
entwickeln und umzusetzen sowie die sozia-
len Folgewirkungen abzuschwächen und die 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der hes-
sischen Wirtschaft zu erhalten.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind:
1.  Treibhausgase: Kohlendioxid (CO2), Me-

than (CH4), Distickstoffoxid (N2O) und 
Schwefelhexafluorid (SF6), Stickstofftriflu-
orid (NF3) sowie teilfluorierte Kohlenwas-
serstoffe (HFKW) und perfluorierte Koh-
lenwasserstoffe (PFKW).

2.  Treibhausgasemissionen: die anthropo-
gene Freisetzung von Treibhausgasen in 
Tonnen Kohlendioxidäquivalent, wobei 
eine Tonne Kohlendioxidäquivalent eine 
Tonne Kohlendioxid oder die Menge eines 
anderen Treibhausgases ist, die in ihrem 
Potenzial zur Erwärmung der Atmosphäre 
einer Tonne Kohlendioxid entspricht.

3.  Netto-Treibhausgasneutralität: das Gleich-
gewicht zwischen den anthropogenen Emis-
sionen von Treibhausgasen aus Quellen und 
dem Abbau solcher Gase durch Senken.

§ 3
Klimaschutzziele

(1) Die Treibhausgasemissionen werden 
unter Einbezug der Maßnahmen auf europäi-
scher und nationaler Ebene im Vergleich zum 
Jahr 1990 kontinuierlich wie folgt gemindert:
1.  bis zum Jahr 2025 um mindestens 40 Prozent,
2. bis zum Jahr 2030 um 65 Prozent,
3.  bis zum Jahr 2040 um mindestens 88 Prozent.

(2) Bis zum Jahr 2045 werden die Treib-
hausgasemissionen so weit gemindert, dass 
Netto-Treibhausgasneutralität erreicht wird. 
Nach dem Jahr 2050 sollen negative Treib-
hausgasemissionen erreicht werden.

§ 4
Klimaplan Hessen

(1) Der Klimaplan Hessen legt die Maß-
nahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele 
nach § 3 fest. Die obersten Landesbehörden 
erarbeiten für ihren Zuständigkeitsbereich 
Maßnahmen zur Zielerreichung für den Ein-
bezug in den Klimaplan Hessen; über die 
Maßnahmen ist das Einvernehmen mit der 
für Klimaschutz zuständigen Ministerin oder 
dem hierfür zuständigen Minister herzustel-
len.
Der Klimaplan Hessen enthält insbesondere:
1.  auf wissenschaftlicher Grundlage ermit-

telte Minderungsziele für die einzelnen 
Hauptemissionssektoren,

2.  Maßnahmen zur Zielerreichung, möglichst 
unter Angabe der jeweils angestrebten Re-
duktion von Treibhausgasemissionen,

3.  Vorschläge zur Sicherung und zum Aus-
bau von Kohlenstoffsenken.
(2) Die für Klimaschutz zuständige Mi-

nisterin oder der hierfür zuständige Minister 
legt den Entwurf des Klimaplans Hessen der 
Landesregierung zur Beschlussfassung vor. 
Die Landesregierung beschließt den Klima-
plan Hessen.

(3) Die obersten Landesbehörden sind für 
die Umsetzung der Maßnahmen des Klima-
plans in ihrem Zuständigkeitsbereich verant-
wortlich.

(4) Der Klimaplan ist spätestens nach fünf 
Jahren ab dem Jahr der erstmaligen oder 
letzten Erstellung anzupassen.

(5) Die Förderung und die Umsetzung von 
Maßnahmen des Klimaschutzes erfolgen im 
Rahmen der im Haushaltsplan zur Verfügung 
stehenden Mittel.

§ 5
Anpassung an die Folgen des Klimawandels

(1) Das für Klimaschutz zuständige Minis-
terium entwickelt eine Strategie zur Abmilde-
rung der negativen Folgen des Klimawan-
dels. Diese enthält die Ziele, die wesentlichen 
Handlungsfelder und die Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel.

(2) Die obersten Landesbehörden erar-
beiten für ihren Zuständigkeitsbereich Maß-
nahmen zur Anpassung an den Klimawan-
del zum Einbezug in die Strategie; über die 
Maßnahmen ist das Einvernehmen mit der 
für Klimaschutz zuständigen Ministerin oder 
dem hierfür zuständigen Minister herzustel-
len. Die Maßnahmen werden in der Strategie 
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zur Abmilderung der negativen Folgen des 
Klimawandels zusammengefasst und die für 
Klimaschutz zuständige Ministerin oder der 
hierfür zuständige Minister legt die Strategie 
der Landesregierung zur Beschlussfassung 
vor. Die Landesregierung beschließt die Stra-
tegie zur Abmilderung der negativen Folgen 
des Klimawandels.

(3) Die Strategie zur Abmilderung der ne-
gativen Folgen des Klimawandels ist spätes-
tens nach fünf Jahren ab dem Jahr der erst-
maligen oder letzten Erstellung anzupassen.

(4) Für die Umsetzung der Maßnahmen 
zur Abmilderung der negativen Folgen des 
Klimawandels sind die obersten Landesbe-
hörden in ihrem Zuständigkeitsbereich ver-
antwortlich.

(5) Die Förderung und die Umsetzung von 
Maßnahmen zur Abmilderung der negativen 
Folgen des Klimawandels erfolgen im Rah-
men der im Haushaltsplan zur Verfügung ste-
henden Mittel.

§ 6
Wissenschaftlicher Klimabeirat

(1) Die Landesregierung beruft auf Vor-
schlag der für Klimaschutz zuständigen 
Ministerin oder des hierfür zuständigen Mi-
nisters einen in seinen Empfehlungen un-
abhängigen wissenschaftlichen Klimabeirat, 
der die Landesregierung regelmäßig in Fra-
gen zum Klimaschutz und zur Klimawan-
delanpassung berät. Er wird mit Mitgliedern 
besetzt, die über besondere Sachkunde auf 
dem Gebiet der Klimaforschung, Ingenieur-
wissenschaften, Umweltwissenschaften, 
Wirtschaftswissenschaften, Rechtswissen-
schaften, Sozialwissenschaften, Medizin 
oder verwandten Gebieten verfügen.

(2) Der wissenschaftliche Klimabeirat be-
steht aus fünf Mitgliedern. Sie werden per-
sönlich berufen und sind an Weisungen nicht 
gebunden. Die Amtszeit jedes Mitglieds be-
trägt fünf Jahre, eine erneute Berufung ist 
zulässig.

(3) Der wissenschaftliche Klimabeirat 
wählt aus seiner Mitte das vorsitzende Mit-
glied und eine Vertretung. 

(4) Der wissenschaftliche Klimabeirat 
ist jederzeit berechtigt, gegenüber der Lan-
desregierung Empfehlungen abzugeben. Er 
nimmt zum Entwurf des Klimaplans Hessen 
nach § 4 und zum Entwurf der Strategie zur 
Abmilderung der negativen Folgen des Kli-
mawandels nach § 5 Stellung. Er äußert sich 
auf Ersuchen der Landesregierung gutacht-
lich zu Fragen, deren Beantwortung im Zu-
sammenhang mit der Erreichung der Ziele 
dieses Gesetzes von Bedeutung sind.

§ 7
Vorbildrolle des Landes

(1) Das Land wirkt vorbildhaft darauf hin, 
die Ziele dieses Gesetzes zu erreichen.

(2) Die Zwecke dieses Gesetzes, insbe-
sondere die Ziele zur Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen, sind bei allen Planun-
gen, Maßnahmen und Entscheidungen der 
öffentlichen Hand zu berücksichtigen.

(3) Beschlüsse der Landesregierung über 
Gesetzesentwürfe und Verordnungen werden 
unter Abwägung der Auswirkungen auf die Kli-
maschutzziele nach § 3 gefasst. Die wesent-
lichen Abwägungen und Entscheidungsgrün-
de sind in der Beschlussvorlage festzuhalten. 
Satz 1 gilt auch für Förderprogramme von er-
heblicher finanzieller Bedeutung.

(4) Bei der Planung, Auswahl und Durch-
führung von Investitionen und bei der Be-
schaffung durch das Land Hessen ist für die 
Vermeidung oder Verursachung von Treib-
hausgasemissionen ein CO2-Preis zugrunde 
zu legen.

(5) Bis zum Jahr 2030 wird die Landes-
verwaltung netto-treibhausgasneutral organi-
siert. Dies wird vorrangig durch die Reduktion 
des Energiebedarfs, die effiziente und emis-
sionsneutrale Bereitstellung, Umwandlung, 
Nutzung und Speicherung von thermischer 
und elektrischer Energie sowie die Nutzung 
erneuerbarer Energien erreicht. Weiterhin 
nicht vermeidbare Treibhausgase sind durch 
Zahlungen zur Finanzierung von treibhaus-
gasmindernden Investitionen (Zertifikate für 
Treibhausgasemissionen) zu kompensieren.

(6) Bis spätestens zum Jahr 2045 soll die 
Kompensation über Zertifikate eingestellt 
werden.

(7) Die obersten Landesbehörden sind für 
ihren Zuständigkeitsbereich für die Zielerrei-
chung verantwortlich.

(8) Die Landesregierung legt dem Landtag 
ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes alle zwei 
Jahre einen Bericht zum Stand der Umsetzung 
des Ziels nach Abs. 5 Satz 1 vor. Der Bericht 
umfasst insbesondere Angaben zur Entwick-
lung der Treibhausgasemissionen durch die 
Nutzung landeseigener Gebäude, Art und 
Höhe des Energiebedarfs in der Landesver-
waltung sowie durch dienstliche Mobilität.

(9) Für landeseigene Gebäude ist bis zum 
Jahr 2026 ein Plan zu erstellen, der festlegt, 
mit welchen Maßnahmen für die Gebäude 
Netto-Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 
2045 erreicht wird. Die Umsetzung des Plans 
muss bis spätestens 2028 begonnen werden. 
Ab dem Jahr 2026 werden in landeseigenen 
Gebäuden bei der Umrüstung oder Neuaus-
stattung der Gebäudetechnik grundsätzlich 
nur Anlagen verwendet, die auf die Verbren-
nung fossiler Energieträger verzichten.

(10) Landeseigene Grundstücke, insbe-
sondere Wald- und Moorflächen, landwirt-
schaftliche Flächen sowie Gewässer in staat-
licher Unterhaltslast, werden so aufgewertet, 
dass sie ihr Potenzial zur Bindung von Koh-
lenstoff unter Beachtung der Funktionen für 
die biologische Vielfalt steigern.

§ 8
Gemeinden und Landkreise

(1) Die Gemeinden und Landkreise tragen 
als Teil der Daseinsvorsorge eine besondere 
Verantwortung für die Erreichung der Klima-
schutzziele und die Anpassung an die nicht 
zu vermeidenden Folgen des Klimawandels. 
Sie nehmen diese Aufgabe in eigener Ver-
antwortung und im Rahmen ihrer Leistungs-
fähigkeit wahr. 
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Abweichung eines Emissionssektors von 
den Zielen nach § 3 in Verbindung mit § 4 
ist die hierfür zuständige Ministerin oder der 
zuständige Minister verpflichtet, der für Kli-
maschutz zuständigen Ministerin oder dem 
hierfür zuständigen Minister innerhalb von 
drei Monaten nach der Veröffentlichung des 
Monitoring- und Projektionsberichts Maßnah-
menvorschläge zur Wiedererreichung des 
Zielpfads des Emissionssektors vorzulegen. 
Der wissenschaftliche Klimabeirat gibt zu 
den Maßnahmenvorschlägen Empfehlungen 
ab. Die für Klimaschutz zuständige Ministerin 
oder der hierfür zuständige Minister legt die 
Maßnahmen mit einer Bewertung der Lan-
desregierung zur Beschlussfassung vor. Die 
Landesregierung beschließt über die Maß-
nahmenvorschläge.

(5) Ergeben sich im Rahmen des Moni-
torings bereits auf Grundlage der jährlichen 
Treibhausgasbilanz Hinweise auf erhebliche 
Abweichungen eines Emissionssektors von 
den Zielen nach § 3 in Verbindung mit § 4, 
soll die zuständige Ministerin oder der zu-
ständige Minister der Landesregierung über 
die Gründe für die drohende Zielabweichung 
und die erwartete Entwicklung der Treibhaus-
gasemissionen im betroffenen Sektor berich-
ten. Der Bericht kann auch Maßnahmenvor-
schläge zur Wiedererreichung des Zielpfades 
enthalten.

§ 10
Evaluierung

Das Gesetz ist spätestens nach fünf Jah-
ren ab dem Inkrafttreten oder der letzten 
Evaluierung von dem für Klimaschutz zustän-
digen Ministerium zu evaluieren.

§ 11
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

(2) Das Land unterstützt sie hierbei durch 
Förderung und Beratungsangebote, insbe-
sondere bei der Erstellung kommunaler Kli-
maschutz- und Klimawandelanpassungsstra-
tegien sowie beim Energie-, Gebäude- und 
Mobilitätsmanagement und der Umsetzung 
daraus abgeleiteter Maßnahmen.

§ 9
Monitoring

(1) Das Erreichen der Ziele dieses Geset-
zes wird durch quantitative und qualitative Er-
hebungen überprüft (Monitoring). Das Moni-
toring bildet die Grundlage für die Bewertung 
und Weiterentwicklung der Klimaschutzmaß-
nahmen des Landes. Die Landesregierung 
ist für das Monitoring zuständig.

(2) Das Monitoring umfasst folgende Be-
richte:
1.  eine jährliche Treibhausgasbilanz des Lan-

des Hessen, die durch das Hessische Sta-
tistische Landesamt erstellt wird,

2.  einen alle fünf Jahre von der Landesre-
gierung zu veröffentlichenden Monitoring- 
und Projektionsbericht der für Klimaschutz 
zuständigen Ministerin oder des hierfür 
zuständigen Ministers, der auf der Treib-
hausgasbilanz des Landes Hessen durch 
das Hessische Statistische Landesamt 
aufbaut und insbesondere folgende Anga-
ben enthält:
a)  zur Entwicklung und Projektion der 

Treibhausgasemissionen in Hessen 
und deren Auswirkungen auf die Errei-
chung der Klimaschutzziele,

b)  zu Vorschlägen für die Weiterentwick-
lung von Klimaschutzmaßnahmen für 
den Klimaplan Hessen,

c)  zu Wirkungsbeiträgen und Wechselwir-
kungen mit Maßnahmen des Bundes 
und der Europäischen Union zum Kli-
maschutz,

d)  zu Aspekten der verursacherbezogenen 
Betrachtung von Treibhausgasemissio-
nen.

(3) Der Landtag erhält die Treibhausgas-
bilanz und den Monitoring- und Projektions-
bericht zur Kenntnis.

(4) Bei einer durch den Monitoring- und 
Projektionsbericht festgestellten erheblichen 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 

Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 26. Januar 2023

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t 
 
 

R h e i n

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n 
f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z , 

L a n d w i r t s c h a f t  u n d  Ve r b r a u c h e r -
s c h u t z

H i n z


	STK_GVBl_2023_Nr_03



